
E
s gibt nicht viele, die ernsthaft eine Öko-
diktatur fordern würden. Denn Freiheit
und Recht für jeden Einzelnen sind un-
antastbare Güter. Aber einige Menschen
verzweifeln schon an der Langsamkeit

und mangelnden Entschlossenheit der Politik,
das Klima wirkungsvoll zu schützen. Der aktuelle
Fünf-Jahres-Plan in China mit seinen ambitio-
nierten Klimazielen sieht deshalb für manche

Umweltschützer vielversprechend aus – und
wird vielfach als Indiz dafür begriffen, dass
ein undemokratischer Staat beim Schutz der
Erdatmosphäre kraftvoll vorange-
hen kann.

Doch China hat zahlreiche
Klima-Facetten, die ein verwir-
rendes Gesamtbild erzeugen.
Beim gescheiterten Klimagipfel
in Kopenhagen 2009 beispiels-
weise hat sich China als autori-
tärer Staat nicht von den meis-
ten demokratischen Staaten
unterschieden, mit denen es
dort verhandelt hat. Fast alle
haben schlicht und stur ihre
nationalen Interessen an die
erste Stelle gerückt. Fast nie-
mand – außerhalb der dafür
auf vielfache Weise lächer-
lich gemachten Europäi-
schen Union – war dazu be-
reit, globale Verantwortung
zu übernehmen.

Umgekehrt gibt es tatsäch-
lich das China, das sich ra-
sant modernisiert und dabei
Großartiges leistet, nicht zu-
letzt für den Umweltschutz.
Von der westlichen Welt wird
etwa grob unterschätzt, dass
das Reich der Mitte entschlos-
sen ist, ein internes Emissions-
handelssystem aufzubauen.
Kann also ein zentralistischer Staat ohne
Parteienwettbewerb große Transformati-
onsprozesse besser planen und umsetzen?
Interessanterweise taugt China gar nicht als

Testfall für diese These. Denn das Land ist
durchaus anders, als dies von außen erschei-

nen mag: Vieles wird in der Provinz umge-
setzt, vieles ist von Bürgermeistern großer

Städte oder auch kleiner Dörfer zu verantwor-
ten. Mit anderen Worten, auch China ist letztlich
ein ungeheuer zersplittertes, vielfältiges Gefüge
von Einflüssen, Machtstrukturen und Entschei-
dungsbefugnissen mit einer guten Prise demokrati-
scher Anarchie. Die Vorstellung, das Land werde
von einer großen Schaltstelle mit perfektem
Durchgriff nach unten regiert, ist nur ein Mythos.

Wichtiger ist mir aber Folgendes. Für grundle-
gende Veränderungsprozesse, mit denen eine Ge-
sellschaft Herausforderungen wie dem demogra-
fischen Wandel oder eben der drohenden Klima-
destabilisierung zu begegnen sucht, benötigt
man vor allem Kreativität und Innovation. Bei-
des wird in demokratischen Gemeinschaften am
besten gefördert und genutzt. Chinesische Schü-
ler schneiden beispielsweise in Mathematik bei

Bildungsvergleichen hervorragend ab, hinsicht-
lich Fantasie belegen sie aber nur hintere

Plätze. Das ist genau das Problem: Kreativi-
tät kann man nicht verordnen. Das gilt für

den Einzelnen wie für die Gesellschaft.
Die zahllosen Suchprozesse, die notwen-
dig sind, um den Übergang vom fos-
sil-nuklearen zum nachhaltigen Ener-
giesystem zu bewältigen, müssen von
vielen umgesetzt und unterstützt wer-
den. Es gibt wohl kein historisches
Beispiel dafür, dass eine Diktatur je
mehr soziale Fantasie entwickelt hätte

als eine offene Gesellschaft.
Die Sehnsucht nach zentraler Steue-

rung entspringt wohl der Einschätzung,
dass das Halten eines einmal gefundenen

„richtigen Kurses“ dann leichter fiele. Dies ist
jedoch ein doppelter Trugschluss. Zum einen müs-
sen eingeschlagene Wege immer wieder kritisch
überprüft werden, um Sackgassen oder gar Ab-
gründe zu vermeiden. Zum anderen stimmt es kei-
neswegs, dass nur eine Diktatur transformative Lö-

sungen gezielt auswählen und rasch vorantreiben
kann. Auch eine demokratische Regierung vermag
dies zu tun, wenn sie über die entsprechende
Mehrheit verfügt. Die Energiewende in Deutsch-
land ist ein gutes Beispiel dafür. Die Bundesregie-
rung hat immerhin einen Ausstieg aus der Kern-
energie innerhalb von nur elf Jahren verordnet
und zugleich am Einstieg in eine emissionsarme
Volkswirtschaft festgehalten. Alles ist auf völlig le-
gitime Weise geschehen, konzipiert und befürwor-
tet durch eine überwältigende Mehrheit gewählter
Volksvertreter!

Halten wir also fest: Eine freiheitliche Gesell-
schaft kann ebenso massive Strategiewechsel
durchführen wie Diktaturen. Aber sie hat den – für
die Politik zugegebenermaßen gelegentlich lästi-
gen – Vorteil der permanenten kritischen Überprü-
fung durch die Öffentlichkeit, durch die Medien,
ja letztendlich durch die Wähler. Aber sie hat die
kreativen Kräfte auf ihrer Seite. Die deutsche Ener-
giewende, die meines Erachtens nicht scheitern
wird, ist gerade ein Beweis für – und nicht gegen –
die Kraft einer Demokratie.

Wo das eigentliche Problem liegt, zeigt sich re-
gelmäßig bei den sogenannten Weltklimagipfeln.
Was uns fehlt, ist eine Weltgesellschaft über kon-
vergierende Konsummuster hinaus. Eine Weltge-
sellschaft, getragen von Weltbürgern, welche die
Lösung jener Probleme vorantreibt, die von Einzel-
staaten nicht bewältigt werden können. Kein Welt-
staat, der alles regelt bis ins letzte
Bergtal des Planeten hinein, sondern
einige weltweite Institutionen, wel-
che an die Seite der bunten Staaten-
welt treten.

Um das Klima zu schützen, muss
man ganz bestimmt nicht nationale De-
mokratien durch Diktaturen ersetzen,
sondern so etwas wie eine globale De-
mokratie ermöglichen. Das bedeutet
sogar, nationale Diktaturen unter ver-
stärkten Liberalisierungsdruck zu set-
zen. Letztendlich – ja, ich will es aus-
sprechen – wäre aber eine demokra-
tisch gewählte Weltregierung die ein-
zig angemessene Antwort auf unsere
Weltprobleme. Ob wir jemals da hin-
kommen und wie, ist ungewiss. Aber
den Gedanken nicht zu denken wagen,
wäre ebenso feige wie töricht.

Für diese Weltgesellschaft von Mor-
gen muss wie für die nationalen Gesell-
schaften von heute gelten, dass sie die Rechte künf-
tiger Generationen ebenfalls zu berücksichtigen
versuchen. Unsere ungeborenen Kindeskinder
sind diejenigen, die den Klimawandel in seiner zu-
nehmenden Wucht erleben werden. Unser Wohl-
stand heute geht vielfach auf ihre Kosten. Deshalb
habe ich mehrfach vorgeschlagen, Ombudsleute
für die künftigen Generationen zu schaffen –

gleichsam als Sprecher für diejenigen, die noch
keine Stimme haben können. Das wäre eine Erwei-
terung der Demokratie, keine Beschränkung. Es
geht um mehr, nicht um weniger Mitbestimmung.

Für künstlich aufgeblasen halte ich das Argu-
ment, dass demokratische Systeme nur zur kurz-
fristigen Krisenbewältigung in der Lage sind, weil
sie im Takt kurzer Wahlperioden denken und han-
deln. Wahlen finden in demokratischen Gesell-
schaften alle vier bis fünf Jahre statt. In China wer-
den alle fünf Jahre neue Wirtschaftspläne und
Soll-Zahlen aufgelegt. Tatsächlich stelle ich mir

die Diskussionen in diversen Politbüros
genauso chaotisch vor wie die Debatten
in gewissen Fraktionssitzungen des
Deutschen Bundestags. Aber macht es
das besser? Das kurzfristige Denken ist
ein Kennzeichen, das unsere gesamte
Epoche bestimmt. Das ist eine soziologi-
sches Herausforderung, keine Krise der
demokratischen Regierungsführung.
Ich sehe also nicht, wie in den Mecha-
nismen der Diktatur die Langfristigkeit
automatisch eingebaut sein sollte.

Die große Widerspruchslinie trennt
vor allem diejenigen, die viel besitzen,
von denjenigen, die wenig haben. Für
den Klimawandel sind von den aktuell
rund sieben Milliarden Menschen weit-
gehend nur rund eine Milliarde verant-
wortlich. Die anderen sechs Milliarden
tragen wenig zu den Treibhausgasemis-
sionen bei, weil sie keinen Zugang zu
den entsprechenden Ressourcen ha-
ben. Die Besitzenden mit besonderer
Klimaverantwortung sind inzwischen
in allen Ländern beheimatet. Es sind
vor allem die oberen Mittelschichten in
China, Brasilien, Indien, in den USA, in
Deutschland, wo auch immer.

Entscheidend ist also eher der Gegen-
satz zwischen arm und reich. Der Satz
„Armut ist der größte Umweltkiller“

stimmt einfach nicht, wie die Wissenschaft im-
mer wieder nachweist. Mit dem Wohlstand, ge-
trieben von endlichen fossilen Brennstoffen,
steigt der Kohlendioxidausstoß. Natürlich gibt es
effizientere Technologien. Aber die Effizienzge-
winne werden durch den Mehrverbrauch oder
durch neue Verbrauchergruppen, die in die Mittel-
schicht aufsteigen, aufgezehrt. Drastisch ausge-
drückt stehlen die heute Besitzenden den Kin-
dern der Habenichtse ihre Zukunft. Und eine Dik-
tatur schafft es in der Regel viel wirkungsvoller,
die Macht- und Besitzverhältnisse eines Landes
zu konservieren.

Die letztlich nur ärgerliche Debatte über eine
Ökodiktatur wird im wesentlichen von zwei La-
gern geschürt. Da gibt es die ehrlich Besorgten, die
aufgrund einer relativ naiven Einschätzung politi-
scher Prozesse glauben, es könnte den „wohlmei-

nenden Diktator“ geben. In Wirklich-
keit wird das Gerede von der Ökodikta-
tur aber gerade von denjenigen insze-
niert, denen Umweltsorgen und Um-
weltvorsorge Ärgernisse sind. Da ist es
ein probates Mittel, diejenigen, welche
auf die Probleme des übermäßigen
Ressourcenverbrauchs hinweisen, als
vermeintliche Sympathisanten einer
Ökodiktatur zu diskreditieren.

Was wir brauchen, ist eine globale
Verfassung, die über die Charta der
Vereinten Nationen hinausgeht. Man
könnte die Handlungsfelder globaler
Institutionen auf drei oder vier ent-
scheidende Herausforderungen be-
grenzen: die Wahrung der Menschen-
rechte, den Klimaschutz, vielleicht
auch die globale medizinische Versor-
gung oder die Abwehr von Asteroiden
aus dem All. Wer das völlig anders
sieht, kann beispielsweise die Rück-

kehr zum deutschen Zollverein von 1834 fordern,
wofür sich angesichts der Krise Europas sicherlich
glühende Befürworter finden werden. Es kann
doch nicht sein, dass nur die Finanzmärkte den
Daumen heben oder senken über die Zukunft gan-
zer Nationen. Das ist nicht nur die Diktatur des
Jetzt – es ist die Diktatur der schnellen Vorteil-
nahme. Und alles andere als demokratisch.
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D
ie größte Herausforderung ist es, Lang-
zeitfolgen von Entscheidungen mehr
Wert beizumessen, als es heute der
Fall ist. Damit meine ich Konsequen-
zen, die weiter in der Zukunft liegen

als zehn Jahre. Wenn heute wirtschaftliche Ent-
scheidungen getroffen werden, muss verglichen
werden, welche Kosten welchem Nutzen gegen-
überstehen. Üblicherweise liegen die Vorteile in
der Zukunft und die Kosten in der Gegenwart.
Diese Zukunftsgewinne werden mit einem Abzin-
sungsfaktor eingepreist, der vielleicht bei sieben,
zehn oder 15 Prozent im Jahr liegt. Das
bedeutet, dass Vorteile, die weiter als
zehn Jahre in der Zukunft liegen, in ei-
ner kapitalistischen Entscheidung nicht
berücksichtigt werden.

Wenn man die Treibhausgasemissio-
nen der Zukunft vermindern will, wenn
man also beispielsweise in ein Elektro-
auto investieren möchte, weil es weni-
ger Kohlendioxid ausstößt, wird auch
in diesem Fall eine Kosten-Nutzen-Ab-
wägung getroffen. Die Kosten des Elek-
troautos werden voll angerechnet, aber
die Emissionsminderungen der Zukunft
werden nicht einbezogen. Um Investi-
tionen mit einer positiven ökologischen
Langzeitwirkung attraktiver zu ma-
chen, müsste man die Vorteile für die
Zukunft über einen längeren Zeitraum
miteinberechnen. Das würde bedeuten,
dass die Abzinsungsrate viel niedriger
liegen müsste. Das wäre eine soziale
und ökologische Kosten-Nutzen-Rech-
nung statt der traditionellen. Eine Mög-
lichkeit, kapitalistische Investitionsent-
scheidungen mit ihren Langzeitfolgen
zu verändern, wäre eine Gesetzgebung,
die weit niedrigere Diskontraten vor-
schreiben würde.

Die Institution, die gegen die im Kapi-
talismus angelegte Kurzfristigkeit et-
was unternehmen könnte, wäre das Parlament,
also der Gesetzgeber. Er könnte entsprechende Ge-
setze beschließen. Aber die Wahrscheinlichkeit,
dass Parlamente das tun, ist gering. Denn die meis-
ten Abgeordneten würden schnell erkennen, dass
die Konsequenz daraus wäre, dass vieles, was sie
mögen, teurer würde: Strom, Gas. Parlamentarier
sind meistens nicht dafür, dass das so kommt.
Denn ihre Wähler würden sie dafür verantwort-
lich machen. Es ist nicht einfach. Das Parlament
wäre also der richtige Ort, Entscheidungen zu tref-
fen, die auf Langfristigkeit angelegt sind. Das Pro-
blem ist aber, dass die Abgeordneten dafür nicht
wiedergewählt würden. Also werden diese Ent-
scheidungen unterlassen. Die Gesellschaft hat ein
Problem, weil die Märkte den kurzfristigen Ge-
winn den langfristigen Folgen wirtschaftlichen
Handelns vorziehen. Wenn das Parlament die
Märkte regulieren will, finden die Wähler heraus,
dass das kurzfristige Nachteile für sie haben
könnte, und machen es so unmöglich.

Diese Erfahrung habe ich 2006 gemacht, als ich
die königliche Kommission zum Klimawandel ge-
leitet habe. Wir sollten einen Plan entwerfen, wie
Norwegen bis 2050 mindestens 60 Prozent seiner
Treibhausgasemissionen senken könnte. Wir ha-
ben einen 15-Punkte-Plan erarbeitet, der nur exis-
tierende Technologien enthielt und nur Entschei-
dungen, die das Parlament auch treffen konnte.
Die Kosten dafür lagen unter einem Prozent unse-
rer Wirtschaftsleistung. Passiert ist in den vergan-
genen sechs Jahren nahezu nichts. Es hilft also we-
nig, gewählt zu werden.

Dennoch gibt es Ausnahmen. Es gibt Unterneh-
men, die ihre Strategie langfristig ausrichten. Und
es gibt Parlamente, die in die Zukunft gerichtete
Entscheidungen treffen. Eine Ausnahme war
Deutschland. Das Parlament hat entschieden, dass
Windräder und Solaranlagen gefördert werden
sollten, obwohl die Stromerzeugung aus Wind
doppelt so teuer war wie mit der billigsten Lösung
Kohle und mit der Sonne mindestens zehn Mal so
teuer. Ich finde das sehr interessant, was das deut-
sche Parlament da gemacht hat. Das ist eine Aus-
nahme, in der ein Parlament etwas für den langfris-
tigen Nutzen der Gesellschaft entschieden hat.
Ähnlich gibt es auch Unternehmen, die in Pro-
jekte investieren, die keinen kurzfristigen Gewinn

versprechen. Zum Beispiel haben chinesische Fir-
men zu einer Zeit entschieden, Elektroautos zu
entwickeln, in der diese weniger Profit verspra-
chen als normale Benzinautos. Die Firmen haben
darauf gesetzt, dass es in der Zukunft profitabel
wird.InderDemokratiemussmanalso,umlangfris-
tige Probleme zu lösen, vor allem die Ausnahmen
loben, bei den Parlamenten wie in der Wirtschaft.
Diese Ausnahmen müssen gefeiert werden.

Eine andere Lösung wäre ein „wohlmeinender
Diktator“. Das ist in Rom passiert vor etwa 2000
Jahren, als Rom einen äußeren Feind hatte und es

für besser hielt für die Gesellschaft, schnelle Ent-
scheidungen ohne lange Diskussionen zu treffen.
Dafür wurde ein Diktator gewählt, da kommt das
Wort auch her. Es wäre also denkbar, dass ein Par-
lament entscheidet, bezogen auf die Energie- und
Klimapolitik einen solchen „wohlmeinenden Dik-
tator“ zeitlich befristet zu bestimmen. Er hätte die
Aufgabe, zum Vorteil der Menschen über die Kli-
mapolitik zu bestimmen. Fünf Jahre würden dazu
meines Erachtens reichen, um die notwendigen
Entscheidungen zu treffen. Wenn ich der „wohl-
meinende Diktator“ wäre, würde ich versprechen,
zurückzutreten. Aber das darin liegende Risiko,
dass er an der Macht bleibt, ist der Hauptgrund,
warum die meisten Menschen skeptisch auf die
Idee reagieren.

Es gibt aber zwei interessante Praxisbeispiele:
die chinesische kommunistische Partei und die Eu-
ropäische Kommission. Die EU-Kom-
mission ist genau das. Sie hat meiner
Einschätzung nach in der Klima- und
Energiepolitik sehr erfolgreich einge-
griffen und die europäischen Staaten
weiter getrieben, als sie von selbst
gegangen wären. Die 20-20-20-Ge-
setzgebung ist ein Beispiel dafür. Die
EU hat 2007 entschieden, die Treib-
hausgasemissionen bis 2020 um 20
Prozent zu senken, den Anteil erneu-
erbarer Energien bis dahin auf 20
Prozent zu erhöhen und die Energie-
effizienz um 20 Prozent zu steigern.
Die EU-Kommission ist in einigen
Politikfeldern also ein „wohlmeinen-
der Diktator“, allerdings nimmt das
Europaparlament diese Macht mehr
und mehr zurück, was es der EU-Kom-
mission immer schwerer macht, das
zu tun.

Interessant ist auch das Beispiel
China. Die Kommunistische Partei
dort hat eine Vielzahl langfristiger Ent-
scheidungen getroffen, die künftigen Generatio-
nen nutzen werden. Sie befindet sich außerhalb
demokratischer Kontrolle, und wir wissen auch
nicht, ob sie ihre Macht auf längere Sicht sichern
kann. Die Kommunistische Partei Chinas ist nach
meiner Einschätzung ein „wohlmeinender Dikta-

tor“, der das Richtige tut,
weshalb ich es nicht schlimm
finde, dass die Partei sich diese
Macht nimmt. Aber viele Menschen
stören sich daran.

Ein Beispiel für eine langfristig nachhaltige Ent-
scheidung ist der Ausbau des Schienennetzes für
Hochgeschwindigkeitszüge. Zwar wird nebendran
dann auch noch eine Straße gebaut. Aber China
setzt wegen langfristiger Überlegungen nicht al-
lein auf die Straße. Angesichts der zentralen En-
scheidungsstrukturen bremsen die Landrechte

einiger dort lebender Menschen
nicht den Baufortschritt. Schienen
und Straßen werden in einem un-
glaublichen Tempo gebaut, wenn
auch auf Kosten derjenigen, de-
ren Interessen nicht gehört wer-
den. China setzt auf Windräder
und Solaranlagen, wie Deutsch-
land. Nur bauen chinesische
Firmen diese Anlagen viel billi-
ger. Und sie bauen diese Anla-
gen in einem Tempo aus, das
selbst die Deutschen bleich
werden lässt. China tut das zu
einem Zeitpunkt seiner sozia-
len und wirtschaftlichen Ent-
wicklung, an dem es höchs-
tes ein Fünftel so reich ist wie
Deutschland. China macht
hunderte Papiermühlen dicht
und baut stattdessen eine rie-
sige Papierfabrik auf dem
höchsten Umweltstandard.
Das kann ein „wohlmeinender
Diktator“ tun, wenn auch auf
Kosten derjenigen, die in den
kleinen Fabriken ihre Jobs ver-
lieren. Diese Entscheidungen
nützen der Umwelt langfristig
und wären in einer demokrati-
schen Gesellschaft nur schwer

durchzusetzen. Das hat große ökologische
Vorteile auf lange Sicht, schadet aber kurz-
fristig einigen Menschen. Ich denke, wir wer-
den im Rückblick sagen: Die Chinesen haben
das Klimaproblem gelöst. Es ist nicht so, dass
sie nur der größte Treibhausgasproduzent
sind. Das sind sie, weil sie 1,3 Milliarden Men-
schen sind. Pro Kopf sind die Emissionen noch
immer niedrig. Dennoch haben sie schon begon-
nen, den Kurs zu ändern. Sie arbeiten an sauberen
Autos, emissionsfreien Häusern und werden die
Lösungen für die Klimakrise entwickeln, die sie
dem Westen dann verkaufen werden.

Ein dritter Weg, die Kurzfristigkeit zu überwin-
den, sind übernationale Strukturen, wie der Welt-
klimarat der Vereinten Nationen, der IPCC. Die
Weltgemeinschaft könnte seine Kompetenzen er-
weitern, so dass er nicht nur sagen kann, was rich-

tig oder falsch ist. Er bräuchte die Au-
torität, den Nationen zu sagen, dass
sie ihre Häuser besser isolieren, oder
dass ihre Autos kleiner werden müs-
sen. Es wäre eine übernationale Auto-
rität mit auf ein Politikfeld beschränk-
ten Entscheidungsbefugnissen. Das
ist, was die Europäer in der Europäi-
schen Union versuchen. Das ist mach-
bar, aber es ist sehr schwierig und zeit-
raubend. Es ist 24 Jahre her, dass der
IPCC seinen ersten Bericht vorgelegt
hat. Es ist 20 Jahre her, seit der Erdgip-
fel in Rio die Klimarahmenkonvention
beschlossen hat. Rechtlich verbindli-
che Klimaziele sollten die Langfristig-
keit zu einer Entscheidungsgrundlage
für wirtschaftliche Entscheidungen
machen. Das Hauptproblem: Es
braucht Zeit. Wir haben in den vergan-
genen 20 Jahren die Treibhausgasemis-
sionen nicht gesenkt, sondern sie stei-
gen immer noch weiter. Die Wachs-
tumsrate der Treibhausgase ist sogar

noch höher als vor 20 Jahren.
Alle drei Lösungen, um die Kurzfristigkeit zu

überwinden, haben den Makel, dass sie nur sehr
schwer umzusetzen sind. Ich wünsche mir jeden-
falls mehr langfristige Weisheit in der demokrati-
schen Entscheidungsfindung.
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Von Hans-Joachim Schellnhuber

verträgt das Klima?
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RIO 1992
Vor genau 20 Jahren fand der Rio-Gipfel
zu Umwelt und Entwicklung statt, auf
dem die Klimarahmenkonvention und
die Konvention zum Erhalt der biologi-
schen Vielfalt beschlossen wurden.
Schon 2002 in Johannesburg beim
Folgegipfel war klar, dass deren Ziele
nicht erreicht werden würden. Vom 20.
bis 22. Juni trifft sich die Weltgemein-
schaft in Rio zum dritten Mal, um über
die Zukunft des Planeten zu beraten.

GRÜNE WIRTSCHAFT
Ein Hauptthema wird eine „grüne Wirt-
schaftsweise“ und ein „grünes Wachs-
tum“ sein. Viele Entwicklungsländer
sehen in dem Konzept eine Chance,
Wettbewerbsvorteile zu erringen.
Andere, vor allem in Lateinamerika,
halten die Idee nur für einen grün
angestrichenen Kapitalismus.

GLOBALE INSTITUTIONEN
Vor 40 Jahren fand in Stockholm der
erste Weltumweltgipfel statt. In der
Folge wurde das UN-Umweltprogramm
gegründet. Die Europäer und die
Afrikaner versuchen nun, aus dem
Programm zumindest eine vollwertige
Organisation zu machen.  deh
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Bilder eines Kampfs:
Brasilien hat es geschafft,
die Abholzungsraten
zu senken. Der Schutz
der Wälder bleibt für
Umweltschützer riskant.
Fotos: Reuters (2), AFP

Mehr
Mitsprache

Ohne Kreativität gibt es
keine Veränderung. Und Fantasie

ist in Diktaturen Mangelware.
Wir brauchen offene Gesellschaften

Das ist der Gipfel

Von Jorgen Randers

D

BRASILIEN
Föderale Republik seit 1989 wieder
eine Demokratie
Einwohner: 196,6 Millionen (UN 2011)
Lebenserwartung: 71 Jahre Männer,
77 Jahre Frauen (UN)
BIP pro Kopf: 9 390 US-Dollar
(Weltbank 2010)
CO2-Ausstoß pro Kopf/Jahr: 5 Tonnen.
Brasiliens hoher Wert erklärt sich durch
den Verlust des Amazonas-Regenwalds.

Das Abkommen von Rio ist bereits 20 Jahre alt.
Aber der Treibhausgas-Ausstoß ist nicht gebremst, im Gegenteil.
Wir haben zwei Wissenschaftler gefragt,
wie das Problem zu lösen ist

Nach dem Wald
ist vor dem Wald.
China forstet
im großen Stil wieder auf.
Außerdem setzt das Land
mehr und mehr
auf erneuerbare Energien.
Fotos: Reuters (2),
PA/dpa, dapd

Ein guter
Diktator

Parlamente lösen
langfristige Probleme nicht,

weil sie gewählt werden müssen.
Wir bräuchten Diktatur auf Zeit

CHINA
Volksrepublik: seit 1949 regiert
von der kommunistischen Partei Chinas.
Einwohner: 1,35 Milliarden (UN 2010)
Lebenserwartung: 72 Jahre Männer
und 76 Jahre Frauen (UN)
BIP pro Kopf: 4260 US-Dollar
(Weltbank 2010)
CO2-Ausstoß pro Kopf/Jahr: 3,9 Tonnen,
allerdings inzwischen größter Emittent
von Treibhausgasen weltweit.

Die chinesischen
Hersteller
von Solaranlagen haben
Deutschland
inzwischen überholt.
Und das Ausbautempo ist
in China ebenfalls hoch.
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